
Gewerbeordnung 
 

 
Rauchfangkehrer 

§ 120. (1) Einer Gewerbeberechtigung für das Gewerbe der Rauchfangkehrer (§ 94 Z 55) bedarf es für 

das Reinigen, Kehren und Überprüfen von Rauch- und Abgasfängen, von Rauch- und Abgasleitungen 

sowie von den dazugehörigen Feuerstätten. Insoweit Rauchfangkehrer durch landesrechtliche 

Vorschriften zu verwaltungspolizeilichen Tätigkeiten, insbesondere Tätigkeiten der Feuerpolizei, 

Baupolizei oder vergleichbaren Tätigkeiten verpflichtet werden, nehmen sie öffentliche Aufgaben 

wahr und bedürfen dafür der Niederlassung in Österreich. 

(2) Kein reglementiertes Gewerbe gemäß § 94 Z 55 ist jedoch das Reinigen von Rauchgasabzügen 

durch Hafner, wenn diese Arbeit im Zusammenhang mit der Innenreinigung von Kachelöfen  oder 

im Zuge von Ausbesserungsarbeiten durchgeführt wird. 

(3) Rauchfangkehrer sind unbeschadet der Rechte anderer Gewerbetreibender auch berechtigt, in 

Rauch- und Abgasfängen sowie in Rauch- und Abgasleitungen Abgasmessungen durchzuführen und - 

mit Ausnahme von Klimaanlagen - Luft- und Dunstleitungen sowie Luft- und Dunstfänge im Hinblick 

auf sich darin sammelnde brennbare Rückstände zu überprüfen und zu reinigen. 

(4) Rauchfangkehrer sind unbeschadet der Rechte anderer Gewerbetreibender auch berechtigt, 

Rauch- und Abgasfänge auszuschleifen und zu dichten. 

(5) Rauchfangkehrer sind unbeschadet der Rechte anderer Gewerbetreibender berechtigt, anlässlich 

des Reinigens, Kehrens und Überprüfens von Feuerstätten Öl- und Gasbrenner ab- und 

aufzumontieren sowie die Verbrennungseinrichtungen von Feuerstätten zu warten. Diese Arbeiten 

dürfen nur von Personen durchgeführt werden, die zur Ausführung dieser Arbeiten fachlich befähigt 

sind. Durch Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit ist festzulegen, wie diese 

fachliche Befähigung nachzuweisen ist. Hiebei ist auf den Schutz von Leben und Gesundheit von 

Menschen sowie auf eine fachgemäße Ausführung der Arbeiten auch im Interesse des 

Umweltschutzes und die Einsparung von Energie Bedacht zu nehmen. 

 

Besondere Voraussetzungen 

§ 121. (1) Das Gewerbe der Rauchfangkehrer darf nur von natürlichen Personen oder eingetragenen 

Personengesellschaften, deren persönlich haftende Gesellschafter natürliche Personen sind, 

ausgeübt werden. Die Ausübung des Gewerbes der Rauchfangkehrer erfordert weiters, 

1. 
dass der Anmelder nicht schon im selben oder in zwei verschiedenen Kehrgebieten das 
Rauchfangkehrergewerbe als Gewerbeinhaber ausübt oder als Geschäftsführer oder 
Filialgeschäftsführer im Rauchfangkehrergewerbe tätig ist, 

2. 
bei natürlichen Personen die Staatsangehörigkeit einer EWR-Vertragspartei und ihren Wohnsitz in 
einem EWR-Vertragsstaat, 

3. 
bei eingetragenen Personengesellschaften die Staatsangehörigkeit einer EWR-Vertragspartei der 
Mitglieder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe oder der geschäftsführungs- und 
vertretungsbefugten Gesellschafter und deren Wohnsitz in einem EWR-Vertragsstaat und 

4. das Vorliegen eines Bedarfes nach der beabsichtigten Gewerbeausübung. 

 

(2) Bei der Feststellung des Bedarfes ist vom gegenwärtigen und dem zu erwartenden Bedarf 

auszugehen. 

 



(3) Den im Abs. 1 Z 1 bis 3 bezeichneten Voraussetzungen haben die Gewerbetreibenden auch 

während der gesamten Dauer der Gewerbeausübung zu entsprechen. Die Gewerbeberechtigung ist 

von der Behörde (§ 361 Abs. 1) zu entziehen, wenn diese Voraussetzungen nicht mehr zur Gänze 

erfüllt werden. 

(4) Eine Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes im Sinne des Abs. 1 Z 1 liegt vor, wenn der 

Anmelder persönlich haftender Gesellschafter einer eingetragenen Personengesellschaft ist, die zur 

Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes berechtigt ist, oder wenn dem Anmelder sonst ein 

maßgebender Einfluss auf den Betrieb der Geschäfte einer zur Ausübung des 

Rauchfangkehrergewerbes berechtigten Personengesellschaft des Handelsrechtes zusteht. 

 

Geschäftsführer, Einstellen oder Ruhen der Ausübung 

§ 122. (1) Die Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes durch einen Geschäftsführer (§ 39) ist nur 

zulässig, wenn dem Gewerbeinhaber die persönliche Ausübung nicht möglich ist oder für ihn 

erhebliche Nachteile besorgen lässt und wenn der Geschäftsführer nicht schon im selben oder in 

zwei verschiedenen Kehrgebieten das Rauchfangkehrergewerbe als Gewerbeinhaber ausübt oder als 

Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer im Rauchfangkehrergewerbe tätig ist. 

(2) Der Rauchfangkehrer hat in den Fällen der Einstellung der Gewerbeausübung oder ihres Ruhens 

durch mehr als zwei Monate für die Fortführung der notwendigen Arbeiten durch einen anderen 

Gewerbetreibenden Sorge zu tragen. Wenn dies dem Gewerbetreibenden nicht möglich ist, hat die 

Behörde einen anderen Gewerbetreibenden mit der Durchführung der Arbeiten zu beauftragen; 

§ 123 Abs. 3 gilt sinngemäß. Der Rauchfangkehrer hat die Einstellung der Gewerbeausübung oder ihr 

Ruhen durch mehr als zwei Monate der Behörde sechs Wochen vorher anzuzeigen. 

 

Gebietsweise Abgrenzung 

§ 123. (1) Der Landeshauptmann hat durch Verordnung eine gebietsweise Abgrenzung für die 

Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes zu verfügen. In dieser Verordnung sind die Grenzen der 

Kehrgebiete so festzulegen, dass die feuerpolizeilichen Aufgaben entsprechend wahrgenommen 

werden können und dass innerhalb eines Kehrgebietes die wirtschaftliche Lebensfähigkeit von 

mindestens zwei Rauchfangkehrerbetrieben mit mindestens je zwei hauptberuflich beschäftigten 

Arbeitnehmern gewährleistet ist. Erfordert der im zweiten Satz festgelegte Grundsatz infolge der 

topographischen Verhältnisse und der Siedlungsdichte in einem Gebiet die Festlegung eines 

Kehrgebietes in einer Größe, die die Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes durch 

unverhältnismäßig lange Anfahrtswege erschweren würde, kann der Landeshauptmann ein 

Kehrgebiet nur für einen Rauchfangkehrerbetrieb einrichten. 

(2) Für die Ausübung des Rauchfangkehrergewerbes dürfen nur Gewerbeanmeldungen erstattet 

werden, die die Ausführung von Tätigkeiten gemäß § 120 Abs. 1 auf das betreffende Kehrgebiet 

einschränken. Bei Gefahr im Verzug, im Fall eines Auftrages gemäß § 122 Abs. 2 oder im Fall des 

Wechsels in ein anderes Kehrgebiet gemäß § 124 ist jedoch die Verrichtung von Tätigkeiten gemäß 

§ 120 Abs. 1 auch außerhalb des Kehrgebietes zulässig. Wird die Abgrenzung des Kehrgebietes nach 

Erlangung der Gewerbeberechtigung geändert, dann gilt die Gewerbeberechtigung als auf das 

Kehrgebiet, für das der Standort der Gewerbeberechtigung begründet wurde, in seiner geänderten 

Abgrenzung eingeschränkt. 

(3) Die Rauchfangkehrer sind verpflichtet, innerhalb ihres Kehrgebietes nach Maßgabe des jeweils 

geltenden Höchsttarifes die im § 120 Abs. 1 angeführten Tätigkeiten auszuführen. 

 

 



(4) Vor der Verfügung der gebietsweisen Abgrenzung sind die zuständige Landesinnung der 

Rauchfangkehrer und die berührten Gemeinden zu hören. Die Anhörung der berührten Gemeinden 

kann entfallen, wenn vor der Verfügung der gebietsweisen Abgrenzung eine Anhörung der 

bestehenden Interessenvertretungen der Gemeinden erfolgt ist und jede der berührten Gemeinden 

Mitglied einer der angehörten Interessenvertretungen ist. 

 

Wechsel des Rauchfangkehrers 

§ 124. Im Fall des Wechsels des für ein Kehrobjekt beauftragten Rauchfangkehrers hat der bisher 

beauftragte Rauchfangkehrer unverzüglich einen schriftlichen Bericht über die zuletzt erfolgte 

Kehrung und über den Zustand des Kehrobjektes an den für die Zukunft beauftragten 

Rauchfangkehrer, an die Gemeinde und an die Inhaber des Kehrobjektes zu übermitteln. Der 

Wechsel des Rauchfangkehrers darf nicht während der Heizperiode und nicht später als vier Wochen 

vor dem nächstfolgenden Kehrtermin vorgenommen werden. Gibt es in dem jeweiligen Kehrgebiet 

nicht mehr als zwei Rauchfangkehrer, so ist der Wechsel in ein anderes Kehrgebiet zulässig. 

 

Höchsttarife, Verfahrensbestimmungen 

§ 125. (1) Der Landeshauptmann hat durch Verordnung auch Höchsttarife festzulegen. Hiebei ist auf 

die Leistungsfähigkeit der Betriebe und auf die Interessen der Leistungsempfänger Bedacht zu 

nehmen. Die Höchsttarife können für das gesamte Bundesland, für einzelne Kehrgebiete oder auch 

für einzelne Gemeinden festgelegt werden. 

(2) Vor der Festlegung der Höchsttarife sind die zuständige Landesinnung der Rauchfangkehrer, die 

zuständige Kammer für Arbeiter und Angestellte, die zuständige Landwirtschaftskammer und die 

berührten Gemeinden zu hören. Die Anhörung der berührten Gemeinden kann entfallen, wenn vor 

der Festlegung der Höchsttarife eine Anhörung der bestehenden Interessenvertretungen der 

Gemeinden erfolgt ist und jede der berührten Gemeinden Mitglied einer der angehörten 

Interessenvertretungen ist. 

(3) Die Gewerbeanmeldung (§ 339) hat die Einschränkung gemäß § 123 Abs. 2 zu enthalten. 

(4) Mit der Gewerbeausübung darf der Anmelder erst mit der Rechtskraft des Bescheides gemäß 

§ 340 Abs. 2 beginnen. 

(5) Vor der Erlassung des Bescheides hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Landesinnung der 

Rauchfangkehrer aufzufordern, innerhalb einer Frist von vier Wochen ein Gutachten zur 

Voraussetzung gemäß § 121 Abs. 1 Z 4 abzugeben. Widerspricht die Entscheidung der Behörde dem 

fristgerecht abgegebenen Gutachten der Landesinnung der Rauchfangkehrer oder wurde sie nicht 

zur Abgabe eines Gutachtens aufgefordert, so steht der Landesinnung der Rauchfangkehrer das 

Recht der Beschwerde gegen den Bescheid zu. 

(6) Hat der Rauchfangkehrer Anzeigen über die Ausübung des Gewerbes in einer weiteren 

Betriebsstätte in einem anderen Kehrgebiet oder die Verlegung des Betriebes in einen Standort in 

einem anderen Kehrgebiet oder die Verlegung des Betriebes in einer weiteren Betriebsstätte in einen 

Standort in einem anderen Kehrgebiet erstattet, so hat die Behörde dies mit Bescheid zur Kenntnis zu 

nehmen oder bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen hiefür die Gewerbeausübung im neuen 

Standort zu untersagen. Der Rauchfangkehrer darf mit der Ausübung des Gewerbes im neuen 

Standort erst mit Rechtskraft des Bescheides beginnen. Im Anzeigeverfahren ist Abs. 5 anzuwenden. 

 


